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Staatskanzlei 
 

12. Zu viele und zu hohe Rücklagen bei der Medienanstalt 
Hamburg/Schleswig-Holstein 

 
Die Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein hat die Zahl ihrer 
Rücklagen und deren Höhe in den vergangenen Jahren deutlich 
gesteigert. Deren Bildung bzw. Fortführung war in den meisten 
Fällen aber rechtlich nicht zulässig. Die Medienanstalt Hamburg/ 
Schleswig-Holstein muss die unrechtmäßig gebildeten Rücklagen 
daher zeitnah auflösen. 
 

12.1 Prüfungsgegenstand 
 
Die Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein (MA HSH) ist eine rechts
fähige Anstalt des öffentlichen Rechts mit Sitz in Norderstedt. Sie ging 
2006 aus dem Zusammenschluss der Hamburgischen Anstalt für neue 
Medien (HAM) mit der Unabhängigen Landesanstalt für Rundfunk und 
neue Medien Schleswig-Holstein (ULR) hervor. 
 
Die MA HSH unterliegt nach dem Medienstaatsvertrag Hamburg/ 
Schleswig-Holstein (MStV HSH)1 der Rechtsaufsicht der Regierungen der 
Länder Hamburg und Schleswig-Holstein. Die Länder nehmen diese Auf
gabe im Wechsel von 15 Monaten wahr. Der Rechnungshof der Freien 
und Hansestadt Hamburg und der Landesrechnungshof Schleswig-
Holstein (nachfolgend die Rechnungshöfe) prüfen die MA HSH gemeinsam. 
 
Für das Haushaltswesen der MA HSH verweist der MStV HSH auf die Lan
deshaushaltsordnung Schleswig-Holstein (LHO).2 Die MA HSH orientiert 
sich danach für ihr Rechnungswesen an den Grundsätzen der Kameralis
tik. Sie erstellt jährlich einen auf Einnahmen und Ausgaben basierenden 
Haushaltsplan und eine Jahresabrechnung.3 
 
Die Rechnungshöfe haben in dieser Prüfung die von der MA HSH gebilde
ten Rücklagen untersucht.  

  

                                                      
1  Staatsvertrag über das Medienrecht in Hamburg und Schleswig-Holstein (Medienstaats

vertrag HSH - MStV HSH) i. d. F. vom 10./14.01.2022, (Gesetz zum Neunten Medienän
derungsstaatsvertrag HSH vom 04.05.2022 (HmbGVBl. 2022 S. 311, Gesetz zum Neunten 
Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Vorschriften in Hamburg und Schleswig-
Holstein vom 29.03.2022, GVOBl. Schl.-H. 2022, S. 320). 

2  § 49 Abs. 1 MStV HSH verweist auf §§ 106 bis 107 und 109 bis 111 LHO. 
3  § 49 Abs. 2 MStV HSH i. V. m. §§ 19 und 22 Abs. 1 Hauptsatzung der MA HSH. 
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12.2 Rechtliche Grundlagen für die Rücklagenbildung 
 
Im MStV HSH ist die Bildung von Rücklagen durch die MA HSH abschlie
ßend geregelt.1 Demnach kann die MA HSH zur Sicherung der Haushalts-
wirtschaft Rücklagen für besondere mittelfristige Projekte und Investitionen 
bilden, soweit dies für die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig ist. 
Die jährliche Zuführung darf insgesamt 5 % der Einnahmen nicht überstei
gen. Grund, Höhe und Zeitraum sind dabei jeweils im Haushaltsplan zu 
begründen. 
 
Weiterhin regelt der MStV HSH, dass sämtliche Rechte, Verbindlichkeiten 
und Pflichten der HAM und der ULR im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
bei der MA HSH verbleiben.2 Sofern diese also Rücklagen gebildet hatten, 
deren Gründe fortbestehen, ist auch die MA HSH zur Rücklagenbildung 
verpflichtet. 
 

12.3 Entwicklung der Rücklagen bei der MA HSH 
 
Die Jahresabrechnung der MA HSH wies zum 31.12.2023 einen Gesamt
bestand an Rücklagen von 1,7 Mio. € aus. Zum Vergleich: Am 31.12.2013 
betrugen die Rücklagen noch 1,1 Mio. €. Seit 2013 haben sie sich damit 
um mehr als 50 % erhöht.  
 
Die MA HSH hat dabei zum einen bestehende Rücklagen aufgestockt und 
zum anderen Rücklagen neu gebildet. Der Bestand der Rücklagen zum 
31.12.2023 und deren jeweilige Zwecke ergeben sich aus der nachfolgen
den Tabelle:  

Rücklagen der MA HSH zum 31.12.2023 

Zweck/Bezeichnung Betrag in € 

Rücklage für Ersatzbeschaffung bzw. Neuinvestitionen 
(Technikrücklage) 

216.667,00 

Altersteilzeitverpflichtungen 59.780,08 

Gerichtsverfahren 60.000,00 

Deckung von etwaigen Liquiditätsengpässen zu Jah
resbeginn (Betriebsmittelrücklage) 

200.836,55 

Kosten für den analog-digitalen Umstieg im Rundfunk 40.000,00 

Versorgungslasten für ausgeschiedene Beschäftigte 
der HAM, der ULR und der MA HSH  

1.096.199,47 

Summe Rücklagen 1.673.483,10 
Tabelle 22: Rücklagen der MA HSH zum 31.12.2023 
Quelle: Beträge aus der Jahresabrechnung 2023 der MA HSH, eigene Darstellung der Rech
nungshöfe 

                                                      
1  § 49 Abs. 3 MStV HSH. 
2  § 58 Abs. 1 MStV HSH. 
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Die Technikrücklage erfüllte die gesetzlichen Voraussetzungen und war 
damit zulässig.  

Die Bildung der Rücklagen für Altersteilzeitverpflichtungen und Gerichts
verfahren sowie der Betriebsmittelrücklage ist nicht vom MStV HSH 
gedeckt. Zweck dieser Rücklagen waren weder besondere mittelfristige 
Projekte noch Investitionen. Auch eine Verpflichtung zur Fortführung der 
Rücklagen aus den Vorgängeranstalten HAM und ULR bestand nicht.  
 
In die Rücklage für den analog-digitalen Umstieg im Rundfunkbereich 
wurden Mittel für ein bis 2022 befristetes Projekt eingestellt. Die Bildung 
von Rücklagen für diese Zwecke war zulässig. Ab 2023 ist die Beibehal
tung dieser Rücklage mangels eines zugrundeliegenden Projekts jedoch 
nicht mehr statthaft.  
 
Die Rücklagen für Versorgungslasten bezeichnet die MA HSH selbst als 
„Pensionsrückstellungen“ und „Rücklage für die Ausgaben bei einer  
Zusammenführung der beiden Medienanstalten (Versorgungsrücklage)“. 
De facto handelt es sich insgesamt um Rücklagen, da in der Kameralistik 
die Bildung von Rückstellungen nicht vorgesehen ist. Hinsichtlich der 
rechtlichen Zulässigkeit ist zu unterscheiden:  
• Von der HAM wurden Pensionslasten übernommen. Für diese hatte 

bereits die HAM entsprechende Rücklagen gebildet. Die Fortführung 
dieser Rücklagen ist daher geboten. 

• Die von der MA HSH nach ihrer Errichtung gebildeten Rücklagen für 
weitere Versorgungslasten waren hingegen nicht vom MStV HSH 
gedeckt und waren auch nicht erforderlich, weil sie aus den laufenden 
Einnahmen bestritten werden. Dies betraf zum 31.12.2023 insgesamt 
Rücklagen von rund 676.000 €. 

 
Die Rechnungshöfe haben die MA HSH aufgefordert, die unrechtmäßig 
gebildeten Rücklagen von insgesamt rund 1 Mio. € zeitnah aufzulösen.  
 
Die MA HSH hat mitgeteilt, dass sie die Feststellungen der Rechnungs-
höfe noch nicht abschließend beurteilen könne. Die entsprechende Über
prüfung werde fortgesetzt. 
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13. Förderverfahren Barrierefreiheit als Blaupause 
 
Die Staatskanzlei hat von 2019 bis 2023 187 investive, nicht-
investive und digitale Vorhaben mit insgesamt rund 12 Mio. € 
aus dem Fonds für Barrierefreiheit gefördert. Davon waren 148 
investive Maßnahmen für Bauvorhaben zur Herstellung von Bar
rierefreiheit. 
 
Das Förderprogramm wurde engagiert, verantwortungsvoll und 
kritisch und damit korrekt abgewickelt. 
 
Die Staatskanzlei ist der Verantwortung, die Finanzmittel wirt
schaftlich und nachhaltig einzusetzen, nachgekommen.  
 
Vorangegangene Prüfungen zeigen, dass das in anderen Förder
bereichen in den geprüften Ministerien nicht immer der Fall war. 
 

13.1 Ausgangslage  
 
Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hatte am 13.12.2006 
das „Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderung“, die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) 
angenommen. Das Ratifikationsgesetz1, das die UN-BRK in Deutschland 
umsetzt, wurde im Dezember 2008 von Bundestag und Bundesrat verab
schiedet und ist am 01.01.2009 in Kraft getreten. Seit 26.03.2009 ist die 
UN-BRK für Deutschland verbindlich. 
 
Mit dem bereits 2018 mit einem Finanzvolumen von 10 Mio. € einge-
richteten Fonds für Barrierefreiheit und dem Förderprogramm „Fonds für 
Barrierefreiheit gemäß UN-Behindertenkonvention“ hat die Staatskanzlei 
ein Umsetzungsinstrument für die UN-BRK geschaffen, mit dem sie inno
vative Ansätze zur Barrierefreiheit unterstützt. 
 
Aus dem Fonds gefördert werden inklusive Vorhaben, die modellhaften 
Anschubcharakter haben und auf vollständige Nutzungsketten2 wie auf 
Nachhaltigkeit abzielen. 

  

                                                      
1  Gesetz zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 13.12.2006 über die 

Rechte von Menschen mit Behinderungen sowie zu dem Fakultativprotokoll vom 
13.12.2006 zum Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen, BGBl. II 2008 S. 1419. 

2  Vollständige und barrierefreie Nutzungsketten nehmen den Sozial- und Bewegungsraum 
als Ganzes in den Blick. 
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2019 bis 2023 konnten bereits insgesamt 187 Maßnahmen, davon 148 
investive (bauliche), sowie im Übrigen nichtinvestive Projekte zur Bewusst-
seinsbildung und digitale Vorhaben mit insgesamt rund 12 Mio. € in ganz 
Schleswig-Holstein gefördert werden. Gefördert wurden etwa Umbauten, 
Modernisierungen oder Sanierungen von öffentlich zugänglichen Gebäu
den, barrierefreie Spielplätze in inklusiven Sozialräumen der Kommunen 
oder auch die Umgestaltung zu barrierefreien Websites von Arztpraxen. 
 
Der Fonds wurde in den vergangenen Jahren um 1,2 Mio. € für investive 
Vorhaben, um weitere 5 Mio. € aus Corona-Notkrediten für die Förderung 
von inklusiven Sozialräumen in Kommunen, die im Umfang von 4,1 Mio. € 
verausgabt wurden, sowie erneut um weitere 5 Mio. € für Bauvorhaben zur 
Herstellung von Barrierefreiheit aufgestockt.  
 
2024 wurde die Förderrichtlinie aktualisiert. Bei der Förderung investiver 
Maßnahmen wurde neben den Kommunen Dritten ein Vorrang einge
räumt, da diese bislang kaum Fördermittel erhalten hatten. Sie gilt bis 
31.12.2026. 
 
Die Staatskanzlei führt die Förderung mit eigenem Personal ohne Ein-
schaltung der Investitionsbank Schleswig-Holstein durch. 
 

13.2 Das Ergebnis der Prüfung war erfreulich 
 
Von 2019 bis 2023 wurden 148 bauliche Maßnahmen gefördert. Es wurde 
geprüft, welche Maßnahmen baulicher Art gefördert und wie die Förderung 
anhand der Richtlinie1 abgearbeitet und dokumentiert wurde. 
 
Der LRH hat die E-Akten einzelner Fördermaßnahmen ausgewertet. Dabei 
konnte er sich anhand einer übersichtlichen Aufstellung der einzelnen För
dervorgänge für jedes Jahr orientieren. 
 
Die E-Akten waren nachvollziehbar gegliedert. Die Vorgänge fanden sich 
dort, wo man sie laut Gliederung vermutete. Alle Vorgänge aus der zur 
Verfügung gestellten Aufstellung, nach denen gesucht wurde, waren abge
legt und ließen sich unproblematisch finden. 
 

  

                                                      
1  Richtlinie „Fonds für Barrierefreiheit“ zur Förderung der Barrierefreiheit gemäß 

UN-Behindertenkonvention vom 01.12.2022, Amtsbl. Schl.-H. 2022, S. 1733, geändert 
durch die Richtlinie „Fonds für Barrierefreiheit“ zur Förderung der Barrierefreiheit gemäß 
UN-Behindertenkonvention vom 01.11.2023, Amtsbl. Schl.-H. 2023, S. 2622. 
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Die Dokumentation der Förderverfahren war vollständig und der zeitlichen 
Reihenfolge des Förderverfahrens nach abgelegt. Von der ersten Kontakt
aufnahme oder Beratung bis zur Auswertung des Verwendungsnach-
weises waren alle erforderlichen Zwischenschritte dokumentiert und in der 
Akte vorhanden. 
 
Die Bearbeitung der Anträge war in jedem betrachteten Fall nachvollzieh
bar. Die Anträge wurden hinterfragt, fehlende Informationen nachgefordert 
und nach Eingang bewertet. Im Zweifel wurde nachgefragt oder beraten. 
Die für die jeweiligen Förderbereiche fachlich zuständigen Ministe
rien - z. B. bei Maßnahmen in Schulen das Ministerium für Allgemeine und 
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur (Bildungsministe-
rium) - wurden eingebunden und um ihre fachliche Einschätzung gebeten. 
Nachfragen der Ministerien wurde nachgegangen, Antragsteller beteiligt. 
Die Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR (GMSH) wurde bei 
Bedarf regelmäßig eingeschaltet. Nachfragen der GMSH wurden an die 
Antragsteller gegeben und abgeklärt. Antworten der Antragsteller wurden 
wiederum der GMSH zur Verfügung gestellt. 
 
Die Förderbescheide waren nachvollziehbar begründet. Ergab die Prüfung 
der Staatskanzlei oder der GMSH keine Förderfähigkeit nach der Richt-
linie, wurden Anträge abgelehnt. 
 
Die Verwendungsnachweise wurden nachvollziehbar auf Vollständigkeit 
und Plausibilität geprüft. Gegebenenfalls wurden Unterlagen oder Aus
künfte nachgefordert. Es wurden auch Mittel zurückgefordert. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass das Förderprogramm engagiert, 
verantwortungsvoll und kritisch, alles in allem korrekt abgewickelt wurde. 
Ansatzpunkte für Verbesserungen oder Kritik an der Vorgehensweise sind 
nicht zu erkennen. Allenfalls wäre anzumerken, dass die Richtlinie für mit 
Verwaltungsangelegenheiten nicht vertraute Antragsteller eine Herausfor
derung darstellt und somit zu sehr arbeitsintensiven Beratungen seitens 
der Staatskanzlei führte. Hier sollte bei einer weiteren Verlängerung des 
Förderzeitraums über 2026 hinaus darauf geachtet werden, dass auch 
nicht verwaltungserfahrene Antragsteller die einzelnen Verfahrensschritte 
nachvollziehen und insbesondere die Antragstellung ohne großen Bera
tungsaufwand erfolgreich abschließen können. 
 
Die Staatskanzlei hat sich erfreut gezeigt hinsichtlich der positiven Fest
stellungen. 
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13.3 Fazit 
 
Die aktuelle Prüfung der Förderung von Maßnahmen der Barrierefreiheit 
zeigt, dass die Forderungen des LRH, Finanzmittel wirtschaftlich und 
nachhaltig einzusetzen, geförderte Maßnahmen aktiv zu begleiten, den 
Mittelabfluss zu überwachen und den antragsentsprechenden Mitteleinsatz 
zu kontrollieren, erfolgreich umgesetzt werden kann.  
 
Dies war in der Vergangenheit nicht immer der Fall. Der LRH hatte 20191 
und 20222 in einer Nachschau die Förderung der Kommunen nach dem 
Gesetz zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen 
(Kommunalinvestitionsförderungsgesetz - KInvFG)3 geprüft.  
 
Es zeigte sich, dass in den geprüften Ministerien bei der Vergabe der För
dermittel im Vordergrund stand, Bundesmittel an die Kommunen auszu
zahlen. Die Einhaltung der selbst erstellten Verfahrensvorschriften eines 
Förderverfahrens, bei denen es um die Sicherstellung der zweckent-
sprechenden und wirtschaftlichen Verwendung der Steuermittel geht, trat 
offensichtlich in den Hintergrund. 
 
Die Vergabe von Finanzhilfen und Zuwendungen nimmt das Land in die 
Verantwortung, die Finanzmittel wirtschaftlich und nachhaltig einzusetzen, 
gleich ob die zur Verfügung gestellten Mittel aus dem Bundeshaushalt 
oder von der EU stammen. Hierzu zählt, geförderte Maßnahmen aktiv zu 
begleiten, den Mittelabfluss zu überwachen und insbesondere den 
antragsentsprechenden Mitteleinsatz zu kontrollieren. 
 

  

                                                      
1  Bemerkungen 2021 des LRH, Nr. 10. 
2  Bemerkungen 2023 des LRH, Nr. 9. 
3  „Gesetz zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen (Kommunalinvesti

tionsförderungsgesetz - KInvFG)“ vom 24.06.2015, BGBl. I 2015 S. 974, 975, zuletzt 
geändert durch Art. 2b des Gesetzes vom 15.04.2020, BGBl. I 2020 S. 811. 
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